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„Überakademisierung“ 
Anmerkungen zu einer aktuellen Debatte 

 
 
 
 

Seit zwei, drei Jahren wird in Deutsch-
land eine bemerkenswerte Debatte ge-
führt.1 Angestoßen wurde sie von Julian 
Nida-Rümelin, Philosophieprofessor 
und Mitglied der Grundwertekommissi-
on der SPD, der in einem Interview vor 
den fatalen Folgen eines „Akademisie-
rungswahns“ warnte und gegen eine 

weitere Zunahme der Akademikerquote plädierte (Nida-Rümelin 2010). 
Mittlerweile hat diese Kritik an einer „Überakademisierung“ mehr und 
mehr an Gewicht gewonnen (u.a. Bölling 2013 und 2014, Vitzthum 2014, 
Knauß 2013). Einen vorläufigen Höhepunkt findet die Debatte in einer 
offiziellen Pressemitteilung der CDU/CSU-Fraktion des Deutschen Bun-
destages vom 9. Mai diesen Jahres. Es heißt dort:  

„Die Kultusministerkonferenz hat ihre Studienanfänger-Prognose erneut nach 
oben korrigiert. Sie rechnet jetzt bis 2019 mit weiterhin einer halben Million 
Studienanfängern pro Jahr. (…) Die Korrektur der KMK-Prognose darf nicht 
automatisch zum weiteren Ausbau der Hochschulen führen. Der gesellschaft-
liche Grenznutzen der Akademisierung ist längst erreicht. Im Jahr 2000 nahm 
etwa ein Drittel der Schulabgänger ein Studium auf. Zurzeit ist es die Hälfte. 
Und wenn die KMK-Prognose zutrifft, sind es bald zwei Drittel. Die Folgen 
sind klar: Der Wirtschaft gehen die Fachkräfte aus und den Akademikern die 
Stellen. Der Wissenschaftsrat hat recht: Die indirekte Steuerung der Ausbil-
dungsentscheidungen über die Bereitstellung von Studienplatzkapazitäten ist 
unvermeidbar. Der Studienwunsch des Einzelnen darf für den Ausbau der 
Hochschulen nicht länger allein maßgeblich sein. Auch der Qualifikationsbe-
darf der Wirtschaft und die finanziellen Ressourcen des Staates müssen be-
rücksichtigt werden. … Ein ‚Weiter so‘ kann es nicht geben“ (CDU/CSU-
Fraktion 2014).  

                                                           
1 Dem Text liegt das Manuskript eines Vortrages zu Grunde, der vom Autor zum Tag der 
Halleschen Soziologie am 11.7.2014 am Institut für Soziologie der Martin-Luther-Universi-
tät Halle-Wittenberg gehalten wurde. Der Text setzt eine von Reinhard Kreckel (2014) in 
dieser Zeitschrift im Heft 1/2014 eröffnete Auseinandersetzung mit Positionen fort, die der-
zeit ein Ende der Hochschulexpansion in Deutschland fordern. 

Manfred Stock 
Halle (Saale) 



die hochschule 2/2014 23

Zunächst ist festzustellen, dass es sich keinesfalls um eine neue Debatte 
handelt. Seit die Hochschulen in Deutschland expandieren, wird mit ganz 
unterschiedlichen Argumenten versucht, dagegenzuhalten. Schon im 19. 
Jahrhundert sah Friedrich Paulsen (1902: 154) die Gefahr einer „chroni-
schen Überfüllung der gelehrten Berufe“. Der Übergang ins Berufsleben 
werde schwieriger. Es heißt bei Paulsen: „Die Verspätung des Eintritts in 
den Beruf hat zur Folge, dass vielfach unzufriedene, abgemattete, halbge-
knickte Existenzen in die Stellen kommen“ (ebd.: 168). Ein nicht unbe-
deutender Teil der Absolventen, so seine Befürchtung, vermehre zudem 
„das gelehrte Proletariat“ (ebd.).  

Andere Autoren sahen die Universität selbst in Gefahr. So führte Edu-
ard Spranger in der Zeit der Weimarer Republik gegen die zunehmende 
Zahl der Studenten an den Universitäten ins Feld: „Das ganze Elend 
kommt daher, dass wir den Elitegedanken verleugnet haben. Die Masse 
überflutet die Rechte des Geistes“ (zit. nach Titze 1999: 9). Dies war zu 
einer Zeit, als weniger als 5 Prozent der entsprechenden Altersjahrgänge 
ein Hochschulstudium aufnahmen (Wehler 2003: 463).  

Ähnliche Einwände begleiteten auch nach dem Zweiten Weltkrieg die 
Hochschulentwicklung. Nur kurz wurde in den 60er Jahren die Bildungs-
expansion breit befürwortet. Insgesamt herrschte bis in die 90er Jahre hi-
nein jene „Expansionsphobie“, wie es Ulrich Teichler (2013: 33) einmal 
ausdrückte, mit deren Wiederbelebung wir es augenblicklich zu tun ha-
ben. 

Ich möchte im Folgenden weniger auf die Diskurse eingehen, die sich 
um die zunehmende Bildungsbeteiligung an Hochschulen ranken. Hinge-
gen sollen einige Anmerkungen zu den strukturellen Kontexten dieser 
Zunahme folgen. Dabei werden drei Kontexte angesprochen: die Berei-
che von Recht und Politik (1.), das Beschäftigungssystem (2.) und der 
Hochschulbereich selbst (3.).  
 

1.  Politik und Recht  
 
Abgesehen von einer kurzen Zeitspanne in den 60er Jahren war auch die 
Hochschulpolitik in Deutschland, wenn man sich auf die Zeit nach dem 
Zweiten Weltkrieg beschränkt, bis in die Mitte der 1990er Jahre hinein 
von der Vorstellung getragen, man müsse den Zugang zu den Hochschu-
len kanalisieren. Davon legen die Empfehlungen Zeugnis ab, die vom 
Wissenschaftsrat über die Jahre hinweg erarbeitet wurden. 

In den 1960er Jahren folgten die Empfehlungen des Wissenschaftsra-
tes zum Ausbau des Hochschulwesens noch erklärtermaßen der Vorstel-
lung, Bildung sei Bürgerrecht (WR 1960: 48ff.). Allen Berechtigten sei 
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entsprechend der Zugang zu den Hochschulen zu ermöglichen. In den 
1970er Jahre wurden dagegen fächerspezifische Vorgaben entwickelt, mit 
Hilfe derer die Zuwachsraten in einigen Fächern, vor allem im Bereich 
der Sprach- und Kulturwissenschaften, vermindert werden sollten, wäh-
rend für die Natur- und Ingenieurwissenschaften ein „starker Ausbau“ 
vorgesehen wurde. Ausgangspunkt für diese Vorgaben waren Annahmen 
über einen vermeintlichen Qualifikationsbedarf in den entsprechenden 
Berufsfeldern. Vor diesem Hintergrund wurde auch in den späten 1970er 
Jahren gefordert, die Wirtschafts- und Sozialwissenschaften nicht weiter 
auszubauen (WR 1977: 175).  

In den 1980er Jahren forderte die Politik, die Studienplätze in den 
Wirtschaftswissenschaften auf Kosten der Plätze in den Sozial- und Geis-
teswissenschaften zu vermehren (WR 1980: 199). In den 1990er Jahren 
wurde selbstkritisch vermerkt, dass der Zuwachs an Beschäftigungsmög-
lichkeiten für Hochschulabsolventen in der Vergangenheit zumeist unter-
schätzt wurde (WR 1999: 52). Gleichwohl hielt man daran fest, dass es 
grundsätzlich sinnvoll sei, Vorgaben für die Fächerentwicklung aus Pro-
gnosen über den Qualifikationsbedarf abzuleiten.  

Vor dem Hintergrund der internationalen Bildungsvergleiche der 
OECD und der vermeintlich drohenden Wettbewerbsnachteile setzte sich 
die Politik ab etwa Mitte der 1990er Jahre, zumindest auf einer rhetori-
schen Ebene, für steigende Studentenzahlen ein, ohne allerdings den 
Hochschulen auch entsprechende Ressourcen bereitzustellen. Mit der 
Einführung des BA- und MA-Studiengangsystems glaubte man zudem, 
dass sich die absolute Anzahl der Studenten reduziere. Zum einen verfüge 
man nun über Selektionsmöglichkeiten beim Übergang von der BA- in 
die MA-Stufe und zum anderen sei zu erwarten, dass die Mehrheit der 
Studierenden nur noch drei statt fünf Jahre an den Hochschulen verweilte 
und sich mit der Studienzeit auch die absolute Zahl der Studenten verrin-
gerte. 

Setzt man die politischen Vorgaben in Beziehung zu den tatsächlichen 
Verläufen der Bildungsbeteiligung, so lassen sich – aufs Ganze gesehen – 
zwei Feststellungen treffen. Erstens: Die Empfehlungen in den 60er Jah-
ren, grundsätzlich die Hochschulen auszubauen, deckten sich mit den In-
teressen der jungen Leute. Eine Zäsur in diesem Sinne stellte die politi-
sche Entscheidung zur Umwandlung der Höheren Fachschulen in Fach-
hochschulen dar. Danach nahm in den Jahren 1971 bis 1973 die Bil-
dungsbeteiligung sprunghaft in allen Fächern zu. Die Studieninteressen-
ten lehnten die neuen Bildungsmöglichkeiten nicht ab, sondern nutzten 
sie. Die politischen Empfehlungen und Entscheidungen stimmten offen-
bar mit einem zunehmenden individuellen Bildungsinteresse überein.  
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Zweitens: Spätere Vorgaben, die darauf abzielten, allgemein oder fä-
cherspezifisch die Anzahl der Studienplätze zu reduzieren, hatten auf die 
faktische Entwicklung der allgemeinen und fächerspezifischen Bildungs-
beteiligung keine Auswirkung. So expandierten vor allem die sprach-, 
kultur- und sozialwissenschaftlichen Fächer überdurchschnittlich – also 
ausgerechnet jene Fächer, deren weitere Ausdehnung man politisch ver-
hindern wollte. Auch mit der politisch erzwungenen Einführung der BA/ 
MA-Studiengangsstruktur war die Hoffnung verbunden, dass man Stu-
dienplatzkapazitäten einsparen könne. Man könne die übergroße Mehr-
heit der Studierenden auf den Besuch eines Kurzstudiengangs beschrän-
ken, und man bräuchte nur einer exklusiven Minderheit ein Studium zu 
bieten, das den alten Diplomstudiengängen entspräche. Auch diese Hoff-
nung ist nicht aufgegangen, wie die vorliegenden Untersuchungen zeigen 
(Winter 2011). Es setzen – entgegen den hochschulpolitischen Absichten 
– fast 80 Prozent der BA-Absolventen an den Universtäten ihr Studium in 
Master-Programmen fort (ebd.: 27). 

Neben dem beständig anschwellenden Bildungsinteresse – auf dessen 
Gründe hier nicht weiter eingegangen werden kann – gab es in strukturel-
ler Hinsicht eine wichtige Bedingung für die anhaltende Hochschulex-
pansion: Der Hochschulpolitik standen keine administrativen Mittel zur 
Verfügung, um Vorgaben und Pläne zur Reduzierung der Hochschulbil-
dungsbeteilung durchzusetzen. Mit den NC-Urteilen des Bundesverfas-
sungsgerichts von 1972 und 1977 wurde eine Quotierung von Studien-
plätzen mit der Begründung untersagt, dass diese das Grundrecht auf freie 
Ausbildungs- und Berufswahl beschneide. Zugangsbeschränkungen sind 
demnach nur in Ausnahmefällen möglich. Auch wenn es offen ist, ob die 
derzeitigen Vergabeverfahren der Studienplätze noch den verfassungs-
rechtlichen Grundsätzen genügen – es gibt Verwaltungsgerichtsurteile, 
die dies verneinen (Achelpöhler 2012: 5) –, fest steht: Zumindest bislang 
war es der Politik nicht möglich, den Zugang zu den Hochschulen flä-
chendeckend zu beschränken. 

Auf den Zusammenhang zwischen der Institutionalisierung bürgerli-
cher Freiheitsrechte und der Hochschulentwicklung hat bereits Talcott 
Parsons (1971) in seiner Modernisierungstheorie hingewiesen. Empirisch 
zeigt sich zudem, dass allein unter gesellschaftlichen Bedingungen, in de-
nen diese Rechte nicht existieren oder außer Kraft gesetzt sind, der Hoch-
schulexpansion ein Ende bereitet werden kann.  

So wurde während der nationalsozialistischen Diktatur systematisch 
auf der Grundlage des Reichsgesetzes von 1933 „Gegen die Überfüllung 
deutscher Schulen und Hochschulen“ die Anzahl der Studienplätze zu-
rückgefahren (Titze 1995: 29). Die staatssozialistischen Länder Osteuro-
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pas haben durchweg in den 1970er und 1980er Jahren die Hochschulex-
pansion gestoppt und den Zugang zu den Hochschulen dramatisch einge-
schränkt (Reisz/Stock 2006). Ebenso passierte dies in China zur Zeit der 
maoistischen Kulturrevolution, als sämtliche Universitäten geschlossen 
wurden (Maxwell 1987: 380). Hinzu kommen jene Länder Lateinameri-
kas wie Brasilien, Argentinien und Chile, in denen Militärdiktaturen an 
der Macht waren. Auch hier wurde jeweils während der Zeit der Diktatur 
der Hochschulzugang eingeschränkt. Nach dem Ende der Diktaturen hin-
gegen stiegen die Studentenzahlen wieder kontinuierlich an (Fernández/ 
Reisz/Stock 2013).  

Es empfiehlt sich, mit Blick auf die aktuelle Debatte, in der ein Ende 
der Hochschulexpansion gefordert wird, die genannten strukturellen Zu-
sammenhänge nicht aus den Augen zu verlieren. Die Forderung läuft fak-
tisch darauf hinaus, die Realisierungsmöglichkeiten individueller Frei-
heitsrechte zu beschränken.2 Dabei wird erneut zumeist auf den Qualifi-
kationsbedarf der Wirtschaft verwiesen. Die oben zitierte Presseerklärung 
der CDU/CSU-Fraktion ist dafür ein typisches Beispiel.  

Es fällt dabei auf, dass niemals aus der Perspektive der Bildungsinte-
ressenten argumentiert wird. Die Möglichkeiten einer individuellen Teil-
habe an Bildung und an die damit verbundenen Lebens- und Selbstent-
wicklungschancen geraten völlig aus dem Blick. Schaut man auf die De-
batte im Ganzen, so geht es hingegen immer um vermeintliche übergrei-
fende Sachzwänge, denen sich der Einzelne zu fügen habe. Seien es jene 
Zwänge, denen man zu entsprechen habe, um den Wirtschaftsstandort 
Deutschland vor dem Untergang zu retten, oder jene Zwänge, denen man 
zu folgen habe, um die Universitäten vor einer Überfüllung zu bewahren, 
vor allem durch Personen, die vermeintlich nicht an die Universität gehö-
ren.  

Ein antiindividualistisches Motiv zieht sich durch die Debatte. Inso-
fern folgt sie weniger einem neoliberalen Zeitgeist, sondern eher dem neo-
konservativen Glauben an Sachzwänge, die im Namen eines übergreifen-
den Ganzen gegen die Interessen der Individuen zu exekutieren seien. Es 
ist, als ob die hochschulpolitischen Dogmen der DDR in den Verlautba-
rungen der genannten Bildungspolitiker von SPD und CDU ihre Wieder-
auferstehung feiern. Zudem fühlt man sich an die Planungsbesessenheit 

                                                           
2 So spricht Martin Spiewak (2014) in einem Artikel in der „Zeit“ mit Blick auf das NC-Ur-
teil von einem „berüchtigte[n] (Hervorhebung – M.S.) Urteil des Bundesverfassungsge-
richts“. Dass es in dem Urteil um die Wahrung bürgerlicher Grundrechte geht, scheint den 
heutigen Kommentatoren häufig nicht geläufig zu sein. 
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erinnert, die in der DDR aus diesen Dogmen folgte (dazu Köhler/Stock 
2004). 
 

2.  Beschäftigungssystem  
 
Hinter der Debatte steht – mit Blick auf das Beschäftigungssystem – die 
Befürchtung, dass mit der Hochschulexpansion den Akademikern, wie es 
in der oben zitierten Pressemitteilung der CDU heißt, die „Stellen ausge-
hen“ werden. Es lohnt sich auch hier, das Verhältnis zwischen Bildungs- 
und Beschäftigungssystem genauer in den Blick zu nehmen. 

Die bereits erwähnte Befürchtung, der anhaltende Drang nach Hoch-
schulbildung führe zur Entstehung eines akademischen Proletariats be-
gleitet seit Ende des 19. Jahrhunderts die Hochschulentwicklung in 
Deutschland. Besonders prononciert wurde sie in den 1950er und 1980er 
Jahren und wird nun erneut, seit Anfang der 2000er Jahre, geäußert. Ich 
beschränke mich im Folgenden wieder auf die Zeit nach dem Zweiten 
Weltkrieg.  

Zunächst ist zu vermerken, dass die Hochschulen in Deutschland nach 
dem Zweiten Weltkrieg tatsächlich enorm expandiert haben, auch wenn 
Deutschland im internationalen Vergleich hinterherhinkt. Die Expansion 
sei anhand weniger Zahlen illustriert (ausführlich dazu: Reisz/Stock 
2011): In den 1980er Jahren verließen pro Jahr im Durchschnitt etwa 
140.000 Absolventen die Hochschulen. Ende der 1990er Jahre waren es 
um 200.000 jährlich, und gegenwärtig sind es fast 300.000 Absolventen. 
Wir haben es also tatsächlich mit einer enormen Steigerung zu tun (Auto-
rengruppe 2012: 303).  

Aufs Ganze gesehen lassen sich allerdings kaum empirische Befunde 
ins Feld führen, die darauf deuten, dass die Entwicklung der Stellen für 
Akademiker nicht mit dieser Hochschulexpansion mithalten könne. So 
zeigt sich, dass die Expansion nicht zu jener zunehmenden Akademiker-
arbeitslosigkeit führt, die man immer wieder prognostiziert hat (Übersicht 
1).  

Die Rate der Akademikerarbeitslosigkeit bewegt sich im Vergleich 
mit den anderen Qualifikationsgruppen auf einem niedrigen und ver-
gleichsweise konstanten Niveau. Bei einer differenzierten Betrachtung 
lassen sich zwar Unterschiede nach den studierten Fachrichtungen fest-
stellen, aber besonders gravierend sind diese nicht (Reisz/Stock 2013). 
Bemerkenswert sind hingegen die relativ großen Unterscheide gegenüber 
den anderen Qualifikationsgruppen.  
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Übersicht 1 : Qualifikationsspezifische Arbeitslosenquote 1975 bis 2009 (in 
Prozent) 

Quelle: IAB‐Kurzbericht 4/2013; eigene Darstellung 

 
Diese Unterschiede werden häufig auch als Beleg für Verdrängungseffek-
te angesehen. Die Akademiker verdrängten demnach im Zuge der Hoch-
schulexpansion die anderen Qualifikationsgruppen mehr und mehr von 
ihren angestammten Stellen. Zugleich bedeute dies eine systematische 
Entwertung der Hochschulqualifikation, von der zunehmende Teile der 
Akademiker betroffen seien. Dem entspricht in umgekehrter Blickrich-
tung die These, wonach die Hochschulabsolventen einer „overeducation“ 
unterworfen seien. Die Akademiker erwürben an den Hochschulen eine 
Ausbildung, die ein wesentlich höheres Niveau habe als jene Qualifikati-
onen, die ihre Stellen tatsächlich abforderten.  

Auch gegen diese Thesen spricht eine Vielzahl von Befunden. Zum 
einen liefern arbeitsökonomische Analysen keine Hinweise darauf, dass 
es ein Überangebot gibt an Hochqualifizierten, die Geringqualifizierte 
verdrängen und dafür sinkende Bildungsprämien hinnehmen (Bellmann/ 
Gartner 2003). Im Gegenteil: Jüngste Zeitreihenanalysen für die Spanne 
von 1984 bis 2008 weisen nach, dass die Lohnunterschiede zwischen den 
Qualifikationsgruppen zugunsten der Akademiker zugenommen haben 
(Möller 2011).  

Zum anderen zeigen verschiedene Untersuchungen, dass sich trotz der 
Hochschulexpansion die Platzierungen der Hochschulabsolventen in den 
vertikalen Strukturen der Arbeitsorganisationen nicht verschlechtert ha-
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ben. Dies zeigen sowohl Analysen, die man für die 1980er und 1990er 
Jahre anhand von Mikrozensusdaten durchführen kann,3 als auch die 
Hochschulabsolventenstudien des Deutschen Zentrums für Hochschul- 
und Wissenschaftsforschung für die Jahre 1997 bis 2009 (vgl. Arbeits-
gruppe 2014: Tab F5-13web und Tab F5-14web).4  

Aufs Ganze gesehen widerspricht die Behauptung, dass sich mit der 
enormen und ungezügelten Expansion der Hochschulen zugleich syste-
matisch die Beschäftigungsmöglichkeiten von deren Absolventen ver-
schlechtern – zumindest bislang – den vorliegenden empirischen Befun-
den. Das Problem, dass es nicht genug Stellen gibt, von dem in der Kritik 
an der Bildungsexpansion immer wieder die Rede ist, existiert gerade 
nicht mit Blick auf die Inhaber der hohen Abschlüsse, sondern vor allem 
mit Blick auf jene, die über überhaupt keine Abschlüsse verfügen. Hier 
lässt sich tatsächlich beobachten, dass die Betroffenen zu einem großen 
Teil auf Dauer keinen Zugang zum Beschäftigungssystem haben. Diese 
Gruppe gerät aber in der laufenden Debatte völlig aus dem Blickfeld.  

Eingeschoben sei noch eine kurze Bemerkung zur theoretischen Ein-
ordnung der Befunde. Um diese erklären zu können, muss man sich von 
der verbreiteten Vorstellung verabschieden, dass sich die Stellenstruktur 
der Arbeitsorganisationen und des Beschäftigungssystems gleichsam na-
turwüchsig auf der Grundlage einer immanenten Bedarfslogik entwickelt. 
Diese Logik unterstellt eine spezifische Dynamik des produktions- und 
kommunikationstechnischen Fortschritts oder auch des organisatorischen 
Wandels, die wiederum die Stellenentwicklung determiniere. Es entstehe 
so ein Bedarf, den es dann auf dem Arbeitsmarkt mit dem entsprechend 
qualifizierten Personal, etwa mit Hochschulabsolventen, zu befriedigen 
gelte. In dieser Sichtweise werden die Stellen als unabhängig gegenüber 
dem Bildungs- und Hochschulsystem betrachtet.  

Hingegen liegt eher die Annahme nahe, dass in Arbeitsorganisationen 
auch hochschulausbildungsadäquate Stellen geschaffen werden und dies 
in Anpassung an die Expansion der Hochschulen geschieht. Offenbar ge-

                                                           
3 vgl. Plicht/Schober/Schreyer (1994) sowie die in Reisz/Stock (2013: 151) genannte Litera-
tur.  
4 Die Tabellen sind unter http://www.bildungsbericht.de/zeigen.html?seite=11131 verfügbar 
(letzter Zugriff 03.11.2014). Allerdings sind bei den zuletzt genannten Studien die BA-Ab-
solventenfallzahlen noch zu klein. Halbwegs gesicherte Aussagen über die Platzierung der 
BA-Absolventen sind noch nicht möglich. Wenn sich hier eine Verschlechterung abzuzeich-
nen beginnt, so resultiert diese aber wohl eher aus den Unsicherheiten, die sich für die Ar-
beitsorganisationen aus dem neuen Klassifikationsgefüge der akademischen Abschlüsse er-
geben, als aus der bloßen Zahl der Absolventen. 
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hen in die Kategorisierung der Stellen Ansprüche ein, die den im Bil-
dungssystem hervorgebrachten Klassifikationen des Personals entsprin-
gen. Die Expansion des als „Hochschulabsolventen“ klassifizierten Per-
sonals treibt dann die Expansion entsprechend klassifizierter Stellen mit 
voran. Die Hochschulen haben offenbar selbst teil an der sozialen Kon-
struktion des „Bedarfs“, den sie befriedigen (vgl. ausführlich: Reisz/ 
Stock 2011: 26ff., Stock 2013).  

Die Behauptung, die Hochschulen produzierten mit ihrer Expansion 
Überfüllungskrisen im Bereich der beruflichen Beschäftigung von Aka-
demikern, argumentiert nicht nur schlicht an empirischen Befunden vor-
bei. Sie greift zudem auf vereinfachte linear-kausale Denkmodelle nach 
dem Basis-Überbau-Schema zurück, um den Zusammenhang zwischen 
Bildung und Beschäftigung zu beschreiben. Dem entsprechen dann auch 
die Planungsphantasien, die sich in der Debatte Ausdruck verschaffen. 
 

3.  Hochschulbereich  
 
Wenn man etwas zu den faktischen Effekten sagen möchte, die mit der 
Hochschulexpansion für die Hochschulen selbst einhergehen, so muss 
man sich zunächst eine entscheidende strukturelle Besonderheit des deut-
schen Hochschulsystems vor Augen führen. Im Unterschied zu vielen an-
deren nationalen Hochschulsystemen wird das deutsche Hochschulsystem 
von Forschungsuniversitäten geprägt. Das hat historische Gründe. Zu-
nächst dazu ein paar kurze Bemerkungen.  

In Deutschland wurden historisch erstmalig Forschung und Lehre mit-
einander verknüpft. Die moderne Universität, das heißt die Forschungs-
universität, ist eine, wenn man so sagen darf, deutsche Erfindung. Der 
Übergang zu dieser modernen Form der Universität verdankte sich vor al-
lem der zunehmenden Bedeutung der Philosophischen Fakultät gegen-
über den drei hergebrachten oberen Fakultäten Theologie, Jura und Medi-
zin. Diese Fakultäten unterstanden dem Kanon einer ihnen äußerlichen, 
wie Kant es nannte, „Regierung“ – der Bibel, dem Landrecht, der Medizi-
nalordnung (Kant 1984: 19ff.). Demgegenüber wurden im Rahmen der 
Philosophischen Fakultät erstmalig auf der Basis eigener Forschung jene 
kognitiven Grundlagen selbst erzeugt, auf denen die universitäre Lehre 
beruhte. Die Philosophische Fakultät, in deren Rahmen sich auch die er-
fahrungswissenschaftlichen naturwissenschaftlichen Disziplinen ausdiffe-
renzierten, bildete mit ihrer Forschung, wie es Friedrich Paulsen (1902: 
528) einmal formuliert hat, den „tragenden Unterbau für den gesamten 
Wissenschaftsbetrieb“.  
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Es waren vor allem zwei neue institutionelle Formen, die es erlaubten, 
in der modernen Universität die Forschung mit der Lehre und dem Ler-
nen zu verknüpfen. Neben die Vorlesung, also neben die hergebrachte 
Form einer an einem feststehenden Wissenskanon orientierten Lehre, tra-
ten nun akademische Seminare und Laboratorien (vom Brocke 2001). 
Beide Formen, also die forschungsnahe Diskussion von wissenschaftli-
chen Fragestellungen und forschungspraktische Übungen im Labor, ver-
lagerten forschungslogische Standards der Erkenntnisgewinnung auch in 
die unmittelbare Interaktion zwischen Professoren und Studenten in der 
akademischen Lehre.  

In Deutschland fand die Hochschulbildung seit dem 19. Jahrhundert, 
im Unterschied etwa zu England, Frankreich oder den USA, so gut wie 
ausschließlich in der Form der Forschungsuniversität statt. Hier waren 
Mitte des 19. Jahrhunderts über 90 Prozent aller Studenten deutscher 
Hochschulen eingeschrieben (Titze 1995). Zugleich waren die For-
schungsuniversitäten aber auch unangefochten die Elitebildungseinrich-
tungen. Über das Berechtigungssystem waren die Universitäten mit dem 
hierarchischen Gefüge der Beamtenlaufbahnen verknüpft. Mit anderen 
Worten: Das, was in Deutschland als Hochschulbildung galt, fand so gut 
wie ausschließlich unter den Bedingungen der Verknüpfung von For-
schung und Lehre statt. Zugleich galt dies als die höchste Form der Bil-
dung überhaupt.  

Der Verknüpfung von Forschung und Lehre in der modernen For-
schungsuniversität entsprechen drei institutionelle Charakteristika. Zum 
einen waren auf der Ebene der Organisation die Universitäten Einrich-
tungen, in denen geforscht und gelehrt wurde. Es gab keine Universitäten, 
die allein auf die Lehre spezialisiert waren oder solche, in denen nur ge-
forscht wurde. Zugleich waren Forschung und Lehre auf der Ebene der 
Rollen verbunden. Es gab keine Professoren, die allein mit der Lehre oder 
allein mit der Forschung befasst waren. Zur Rolle der Ordinarien und der 
wissenschaftlichen Mitarbeiter gehörten sowohl Forschung als auch Leh-
re. Schließlich waren auf der Ebene der Interaktion zwischen Professoren 
und Studenten Forschung und Lehre miteinander verknüpft, und zwar in 
Form der akademischen Seminardiskussion und in Form der praktischen 
Tätigkeit im Labor. 

Es mag offen bleiben, ob es unter diesen strukturellen Voraussetzun-
gen auch tatsächlich gelang, jenes emphatische Bildungskonzept in all 
seinen Facetten mit Leben auszufüllen, wie es Humboldt und Schleierma-
cher entwickelt haben. Unabhängig davon muss man gleichwohl auf die 
institutionellen Voraussetzungen aufmerksam machen, in denen die Ver-
knüpfung von Forschung und Lehre in der Forschungsuniversität zum 
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Ausdruck kommt. Die gesamte Hochschulexpansion in Deutschland nach 
dem Zweiten Weltkrieg wurde bis heute – und das ist ein fundamentaler 
Unterschied zu anderen nationalen Hochschulsystemen – vor allem von 
den Forschungsuniversitäten und damit von dieser Verknüpfungsstruktur 
getragen.  

Zum Vergleich: Von etwa 4.400 Universitäten und Colleges, die in 
den USA nach der Carnegie-Klassifikation des Jahres 2005 erfasst sind, 
sind nur etwa 280 Einrichtungen Forschungsuniversitäten (Lenhardt/ 
Reisz/Stock 2008: 570). Der mit weitem Abstand größte Teil der Hoch-
schulexpansion wird dort von Einrichtungen getragen, in denen die Lehre 
strukturell nicht mit der Forschung verknüpft ist. Die research universi-
ties oder gar die top research universities, die diese Verknüpfung in vor-
bildlicher Weise umsetzen – und die aus deutscher Perspektive häufig mit 
dem amerikanischen Hochschulsystem insgesamt in eins gesetzt werden 
–, haben dagegen mit der Masse der Hochschulbildungsbeteiligung recht 
wenig zu tun.  

Auch die in den 1970er Jahren dramatisch zunehmende Bildungsbe-
teiligung im Hochschulbereich änderte in Deutschland kaum etwas an der 
zentralen Stellung der Forschungsuniversitäten. Zwar sollte zu Beginn 
der 1970er Jahre durch die Umwandlung von Fachschulen in Fachhoch-
schulen der Universitätsbereich vom Zustrom weiterer Studenten entlastet 
werden. Dies ist aber nur teilweise gelungen. Noch immer sind rund zwei 
Drittel aller Studenten (Statistisches Bundesamt 2013) an Universitäten 
eingeschrieben. Intendiert war, dass die Fachhochschulen sich allein auf 
die Lehre konzentrieren sollten. Eine eigene Forschung war für sie nicht 
vorgesehen. Das Promotionsrecht wurde ihnen nicht zuerkannt. Das 
Lehrdeputat der Professoren wurde dementsprechend wesentlich höher 
als an den Universitäten angesetzt. 

Letztlich richteten sich aber die Fachhochschulen am Vorbild der For-
schungsuniversitäten aus (Teichler 2005: 196; Lenhardt 2005). Mittler-
weile wird an ihnen mehr und mehr geforscht (Webler 2008). Auch Pro-
fessoren an Fachhochschulen können sich auf die im Grundgesetz garan-
tierte Wissenschaftsfreiheit berufen (BVerfG 2010: 1 BvR 216/07). Eini-
ge Bundesländer haben begonnen, den Umfang der Lehrverpflichtung des 
Personals an den der Universitäten anzunähern, und einige planen, den 
Fachhochschulen das Promotionsrecht zu verleihen. All dies deutet dar-
auf hin, dass eine Verschränkung von Forschung und Lehre auch an den 
Fachhochschulen an Boden gewinnt, und sich diese Hochschulen in der 
Bewegung eines „academic drift“ den Universitäten annähern.  

Die Universtäten haben einerseits unter den Bedingungen einer Ver-
knüpfung von Lehre und Forschung den mit Abstand größten Teil der zu-
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nehmenden Nachfrage nach Hochschulbildung geschultert. Dies ist eine 
im internationalen Vergleich herausragende Leistung. Andererseits blieb 
die Finanzierung der Universitäten hinter der beständig zunehmenden 
Hochschulbildungsbeteiligung zurück. Dies hat sie an den Rand ihrer 
Leistungsfähigkeit gebracht. Spätestens seit dem sogenannten „Öffnungs-
beschluss“ der Konferenz der Ministerpräsidenten der Länder 1977, der 
faktisch „strukturell ein Stagnationsbeschluss war“ (Naumann 1990: 
383), hielt die Personalentwicklung der Universitäten mit der Zunahme 
der Studenten nicht mehr mit. Seitdem haben sich die Betreuungsrelatio-
nen beständig verschlechtert, vor allem in den Geistes- und Sozialwissen-
schaften (Lundgreen 2009: 52ff). Diese Entwicklung hält bis heute an 
(Wissenschaftsrat 2013: 33ff., Bloch/Lathan 2012).  

Im Zuge dessen sind auch die institutionellen Charakteristika der Ver-
knüpfung von Forschung und Lehre in der Forschungsuniversität zuneh-
mend unter Druck geraten. In der Expansionsdebatte wird dafür paradox-
erweise unter Verwendung solcher Formeln wie „Humboldt für alle geht 
nicht“ (Mittelstraß 2003: 258) vor allem die zunehmende Bildungsbeteili-
gung an den Universitäten verantwortlich gemacht.  

Dass die strukturellen Charakteristika der Verknüpfung von For-
schung und Lehre in der Forschungsuniversität zunehmend unter Druck 
geraten, zeigt sich auf allen Ebenen. Auf der Ebene der Universitäten als 
Organisationen versucht die Exzellenzinitiative, die mehr und mehr in 
den Schatten der Lehre geratene Forschung (Schimank 1995) aufzuwer-
ten, indem sie einige wenige Leuchttürme der Forschung kreieren möch-
te. An der allgemein dramatisch schlechten Grundfinanzierung von For-
schung und Lehre ändert sich damit wenig. In eine ähnliche Richtung ge-
hen Überlegungen, das Feld der Universtäten überhaupt stärker zu diffe-
renzieren, beispielsweise in stärker forschungs- und stärker lehrorientierte 
Einrichtungen.  

Auf Ebene der Rollen denkt man über eine analoge Differenzierung 
nach, und zwar zwischen Lehr- und Forschungsprofessuren. Dass es mitt-
lerweile mehr und mehr Rollenkategorien an Universitäten gibt, die aus-
schließlich mit der Lehre beschäftigt sind, weist in die gleiche Richtung.  

Auf der Ebene der Interaktion in der Lehre wird es immer schwieri-
ger, an einer forschungsnahen Form festzuhalten, das heißt an einer 
Form, die das Zustandekommen des wissenschaftlichen Wissens selbst 
mit reflektiert, an einer Form, die beispielsweise nahelegt, das Wissen, 
mit dem wir es an der Universität, im Gegensatz zur Schule, zu tun ha-
ben, als etwas nicht Fertiges zu betrachten, als etwas Offenes, das von 
Nicht-Wissen getragen wird. Dass hingegen eher das schulmäßige Lernen 
eines scheinbar fertigen, abgeschlossenen Wissensbestandes, der als ab-
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prüfbar gilt, nahegelegt wird, wird man wohl zuerst der politisch erzwun-
genen Reform des Studiensystems zurechnen müssen, und erst danach 
den Erwartungshaltungen der Vielen, die nun in die Universitäten drän-
gen. 

Es mag in dieser Situation naheliegen, die Verknüpfung von For-
schung und Lehre mehr und mehr zu lockern. Oder es mag naheliegen, 
den Hochschulbereich intern zu differenzieren, um die Form einer for-
schungsnahen Lehre für eine kleine Minderheit der Studenten zu reservie-
ren. Man sollte aber daran erinnern, dass es gerade diese Form ist, die 
nicht nur dem allgemeinen Interesse an einer „Höherbildung“ (Lenzen 
2013) möglichst Vieler dient. Sie entspricht auch Verhältnissen, unter de-
nen die Bürger frei ihre demokratischen Teilhaberechte als Bürger wahr-
nehmen und die zugleich auch verhindern, dass die Hochschulexpansion 
entgegen individuellen Interessen planmäßig beendet werden kann.  

An dieser Stelle liegt es erneut nahe, an die klassischen soziologi-
schen Studien zu erinnern, die Talcott Parsons zur Forschungsuniversität 
unternommen hat. Das enge Verhältnis zwischen der Entwicklung der 
Forschungsuniversitäten und der Demokratisierung resultiert für Parsons 
aus einer Homologie zwischen den Normen, an die die akademische Frei-
heit und die Bürgerrechte gebunden sind. Es heißt bei ihm:  

„The modern university has an affinity with liberal democracy with its plurali-
zation of legitimate political affiliations. (...) rights of the citizen in liberal de-
mocratic societies are closely connected with academic freedom, which is the 
right to conduct cognitive exploration and communication with minimal pre-
imposed constraints“ (Parsons/Platt 1973: 293).  

Abgesichert werde dies durch „procedural rules” (Parsons 1968: 188, 
196) der argumentativen Einlösung von Geltungsansprüchen. In beiden 
Bereichen sind für Parsons entsprechende Verfahrensregeln normativ ver-
ankert. Er spricht in diesem Zusammenhang von einer „strukturellen 
Kongruenz“ (Parsons 1968: 195). Maßnahmen, wie sie zur Abwehr einer 
„Überakademisierung“ ins Feld geführt werden – mögen sie sich gegen 
die Verknüpfung von Forschung und Lehre im Besonderen oder gegen ei-
ne weitere Verallgemeinerung akademischer Bildung im Allgemeinen 
richten –, laufen letztlich darauf hinaus, die von Parsons beschriebenen 
Kongruenzverhältnisse in einer negativen Form zu institutionalisieren: 
Individuelle Bildungsinteressen würden einer Quotierung und Planung 
der Studienplätze geopfert. Das schulmäßige Lernen und Abprüfen eines 
scheinbar geschlossenen Wissensbestandes, kombiniert mit der techno-
kratischen Auflage, bestimmte Kompetenzen zu vermitteln, reduzierten 
die Wahrnehmung jenes Interesses auf eine bloße Anpassung an fremde 
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Vorgaben. Dies mag bestimmten Arbeitsverhältnissen entsprechen, aber 
nicht der Rolle des Bürgers, wie sie Parsons noch im Sinn hatte.  
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